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Amts : Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. | 
Nro, 36. Marienwerder, den 2. September 1896. 1896. 


Die Nummer 21 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält Inſtitute der Artillerie, der Gewehrfabriken 
unter und der Munitionsfabrik von der bei der 
Nr. 2321 das Bürgerliche Geſetzbuch, vom 18. Inſpektion der techniſchen Inſtitute im König⸗ 
Auguſt 1896; und unter lichen Kriegsminiſterium errichteten Handwaffen⸗ 

Nr. 2322 das Einführungsgeſetz zum Bürger⸗ Abtheilung, 
lichen Geſetzbuch, vom 18. Auguſt 1896. b) bei der Betriebs⸗Krankenkaſſe des Artillerie⸗ 

Die Nummer 22 der Geſetz⸗Sammlung enthält depots in Berlin von der Königlichen erſten 
unter Artillerie-Depot⸗Inſpektion in Polen, 

Nr. 9843 das Geſetz zur Abänderung des Ge: e) bei den Feſtungsbau⸗Krankenkaſſen von den, 
ſetzes, betreffend die Pfandleihanſtalten zu Caſſel, Fulda den betreffenden Fortifikationen vorgeſetzten 
und Hanau, vom 10. April 1872 (Geſetz⸗Saml. Seite Königlichen Feſtungs Inſpektionen, 

373), vom 5. Juli 1896; unter jedoch mit der Maßgabe, daß die Feſtſetzung des orts⸗ 


Nr. 9844 das Geſetz zur Abänderung der Geſetze üblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter ($ 8 
vom 25. Dezember 1869 (Geſetz-Samml. S. 1279) des Geſetzes) den Königlichen Regierungs⸗Präſidenten 


und 10. Mai 1886 (Geſetz-Samml. S. 151), die zuſteht. 


Landes⸗Kreditkaſſe zu Caſſel betreffend, vom 5. Juli Berlin, den 27. Juli 1896. 
1896; und unter Der Miniſter des Innern. 

Nr. 9845 den Allerhöchſten Erlaß vom 12. Juli In Vertretung: 
1896, betreffend die Rangverhältniſſe der Polizei⸗ Braunbehrens. 
Diſtriktskommiſſarien in der Provinz Poſen. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Im Auftrage: 
Verordnungen und Bekanntmachungen Sieffert. 
der Central⸗Behörden. 2) Bekanntmachung, 

1) Bekanntmachung. betreffend die Notirung von Terminpreiſen. 

In Ergänzung der zur Ausführung des Kranken— In Verfolg unſerer Bekanntmachung vom 5. Ok— 


verſicherungsgeſetzes in der Faſſung der Novelle vom tober 1885 bringen wir gemäß der Ziffer 14 der Aus 
10. April 1892 erlaſſenen Anweiſung vom 10. Juli führungsvorſchriftenzum Reichsſtempelgeſetz vom 27. April 
1892 beſtimmen wir im Einverſtändniß mit dem Herrn 1894 zur öffentlichen Kenntniß, daß an der Börſe zu 
Kriegsminiſter unter Aufhebung unſerer Verfügungen Hamburg Terminpreiſe für rohen Kartoffelſpiritus 
vom 16. Dezember 1884 und vom 19. Auguſt 1885 notirt werden. 


hinſichtlich der ausſchließlich für Betriebe der Heeres⸗ Berlin, den 11. Auguſt 1896. 

verwaltung errichteten Betriebs- und Baukrankenkaſſen Der Finanz⸗Miniſter. 

das Folgende: Im Auftrage: 

1. Zur Ziffer 2 Abſatz 7 der Anweiſung: Schomer. 

Die Befugniſſe und Obliegenheiten der höheren Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Verwaltungsbehörde für die Betriebs⸗Kranken⸗ Im Auftrage: 
kaſſen der techniſchen Inſtitute der Artillerie, der v. Wendt. 
Gewehrfabriken, der Munitionsfabrik, des Artillerie⸗ 3) Bekanntmachung. 
depots zu Berlin und für die Feſtungsbau⸗Kran⸗ Gemäß § 46 des Kommiumalabgabengeſetzes vom 


kenkaſſen werden von der im Königlichen Kriegs⸗14. Juli 1893 (G. ⸗S. S. 153) bringe ich hiermit zur 

Miniftertum errichteten Inſpektion der techniſchen öffentlichen Kenntniß, daß das im laufenden Steuer⸗ 

Inſtitute wahrgenommen. jahre kommunalabgabepflichtige Reineinkommen aus 
2. Zur Ziffer 5 Abſatz 5 der Anweiſung: dem Betriebsjahre 1895 bei der Marienburg⸗Mlawkaer 

Die Befugniſſe und Obliegenheiten der Aufſichts⸗ Eiſenbahn auf 930 900 Mark feſtgeſtellt worden iſt. 

behörde werden wahrgenommen: Berlin, den 27. Auguſt 1896. 

a) bei den Betriebs⸗Krankenkaſſen der techniſchen Der Königliche Eiſenbahn⸗Kommiſſar. 

Ausgegeben in Marienwerder au 3. September 1896. 
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Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
4) Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund des § 137 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und 
der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
Verwaltung vom 11. März 1850 wird hierdurch unter 
Zuſtimmung des Provinzialraths für den Umfang der 
Provinz Weſtpreußen verordnet, was folgt: 

S 1. Auf den ſchiffbaren und flößbaren Gewäſſern 
der Provinz Weſtpreußen dürfen auf, in und an Schiffs⸗ 
gefüßen und Fahrzeugen jeder Art und Benennung, 
ſowie auf, in und an Flößen und Baggerfahrzeugen 
Fiſchereigeräthe irgend welcher Art und Benennung 
mir von den daſelbſt zum Fiſchen mit ſolchen Geräthen 
Berechtigten mitgeführt oder gehalten werden. 

Dieſe Veſchränkung erſtreckt ndi nicht auf Filcherei- 
geräthe in verpacktem Zuſtande, welche nachweislich als 
Fracht- oder Paſſagiergut befördert werden. 

§ 2. Zuwiderhandlungen werden ſowohl an dem 
Beſitzer der zu Unrecht mitgeführten Geräthe wie an 
dem Führer des Fahrzeuges (Floſſes u. ſ. w.) mit 
Geldſtrafe bis zu 60 (ſechszig) Mark geahndet. 

Im Unvermögensfalle tritt an die Stelle der 
Geldſtrafe eine entſprechende Haftſtrafe. 

Danzig, den 22. Auguſt 1896. 

Der Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen. 
Staatsminifter. von Goßler. 
5 Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Königlichen Oberförſters Born in Woziwoda zum 
Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Woziwoda, 
Kreiſes Tuchel, an Stelle des in den Ruheſtand ge— 
tretenen Königlichen Forſtmeiſters Schütte in Woziwoda 
zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 21. Auguſt 1896. 

Der Ober-Präſident. 
6) Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Königlichen Oberförſters von Gromadzinski in 
Königsbruch zum Standesbeamten für den Standes— 
amtsbezirk Gr. Schliewitz, Kreiſes Tuchel, an Stelle 
des verſetzten Königlichen Oberförſters Born aus Königs— 
bruch zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 21. Auguſt 1896. 
Der Ober-Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Königlichen Oberförſters Peckmann in Zanderbrück 
zum Standesbeamten für den Standesanmtsbezirk 
Zanderbrück, Kreiſes Schlochau, an Stelle des aus dem 
Kreiſe verzogenen Königlichen Oberförſters Krüger in 
Zanderbrück zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 21. Auguſt 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
8) Mit Bezug auf den in Nr. 21 des dieſſeitigen 
Yntsblattes abgedruckten Erlaß der Herren Finanz 


Minister und Miniſter nes Innern nam 20. April 6. J. 


7) 


bringe ich zur öffemlichen Kenntniß, daß des Königs, 
Majeſtät dem Vorſtande der gegenwärtig in Kiel ſtatt 
findenden Ausſtellung der Provinz Schleswig-Holſtein 
und der damit verbundenen internationalen Ausſtellung 
für Schifffahrt und Fiſcherei mittelſt Allerhöchſter Ordre 
vom 3. d. Mts. zu geſtatten geruht haben, die Ein: 
richtung der Looshefte der durch die Allerhöchſte Ordre 
vom 16. April d. J. zum Beſten des Unternehmens 
genehmigten Geldlotterie dahin abzuändern, daß der 
Inhaber jedes einzelnen der zwanzig in den Hefte 
befindlichen Blätter — Eintrittskarten — an der Lotterie 
theilnimmt, und daß dieſe Blätter einzeln in der 
Monarchie vertrieben werden dürfen. 
Marienwerder, den 26. Auguſt 1896. 
Der Regierungs-Präſident. 
9) Dieſer Nummer des Amtsblattes liegen die von 
dem Herrn Miniſter des Innern genehmigten neuen 
Satzungen der Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaft „Die 
Niederlande in Zütphen bei. 
Marienwerder, den 28. Auguſt 1896. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
10) Der für den Händler Kadi Bärwald in Kro⸗ 
janke zum Handel mit Baumwollenwaaren und rohen 
Produkten mit dem Steuerſatze von 18 Mark aus— 
gefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 504 des Jahres 
1896 iſt verloren gegangen und wird hiermit für 
ungültig erklärt. 
Marienwerder, den 14. Auguſt 1896. 
Königliche Regierung. É 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. 
11) Der für den Händler Rudolf Naphtali in 
Grandenz zum Handel mit leinen, baumwollenen und 
wollenen Waaren mit dem Steuerſatze von 36 Mark 
ausgefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 429 des Jahres 
1896 iſt verloren gegangen und wird hiermit für 
ungültig erklärt. 
Marienwerder, den 20. Auguſt 1896. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. 
12) Der für das Jahr 1896 für den Händler Abraham 
Klein! aus Krojanke zum Handel mit Baumwollwaaren. 
Fiſchen, Lumpen, Knochen ꝛc. unter Benutzung eines ein⸗ 
ſpännigen Fuhrwerks zum Steuerſatze von 6 Mk. aus: 
gefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 524 iſt verloren 
gegangen und wird für ungültig erllärt. 
Marienwerder, den 21. Auguſt 1896. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. 
13) Vom 15. Auguſt 1896 ab iſt in dem zum Land— 
beſtellbezirk der Poſtagentur in Schönau gehörigen Orte 
Demmin im Kreiſe Schlochau eine Poſthülfſtelle in 
Wirkſamkeit getreten. 
Cöslin, den 25. Auguſt 1896. 
E Der Kaiſerliche Ober-Poſtdirector. 
14) Bekauntmachung. 
Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung 
näher bezeichneten Ausſlellungsgegenſtände wird eine 
Frachlbegünfligung in der Weiſe gewährt, daß nur für 
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die Hinbeförderung die volle tarifmäßige Fracht be: die Gegenſtände ausgeſtellt geweſen und unverkauft 


und den Ausſteller aber innerhalb der angegebenen Ju den urſprünglichen Frachtbriefen bezw. Dupli⸗ 
Zeit frachtfrei erfolgt, wenn durch Vorlage des ur: kat⸗Beförderungsſcheinen für die Hinſendung iſt aus⸗ 
ſprünglichen Frachtbriefes oder des Duplifatbeförberungs: drücklich zu vermerken, daß die mit denſelben auf⸗ 
ſcheines für den Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung gegebenen Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut 
der dazu ermächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß beſtehen. 
— —— —e— — — —k— ƷF—ꝛ— äq 


5 1 L Zur Ausfer⸗ 
| Die wii Ha tigung der | Die Rückbe⸗ 
Art der Ausſtellung. Ort. Zeit. W- Ahr Beſcheini⸗ [förderung 
auf den gung find muß erfolgen 
| x | für Strecken der ermächtigt: 
1. Geflügel-Ausſtellung Detmold vom 24. bis Thiere und Preuß. Staats“ Aug: 4 Wochen nach 
26. Oktober Gegenſtände bahnen und derf ſtellungs— Schluß der 
IS Z Reichseiſenbah-[Kommiſſion.] Ausſtellung 
nen in Elſaß⸗ 
Lothringen 
2. Allgemeine Gartenbau- Reichenbach vom 19. bis Ausſtellungs⸗ Bezirke Altona,] desgl. desgl. 
Ausſtellung i. Schl. 22. Septbr.] Gegenſtände Berlin, Breslau 
1 Bromberg, 
Danzig, Erfurt, 
Halle, Kattowitz, 
Magdeburg, 
Poſen u. Stettin 
3. 11. allgemeine Geflügel-] Homburg ſvom 15. bis desgl. Preuß. Staats-] desgl. desgl. 
Kaninchen und Garten 17. Auguſt bahnen und der 
bau-Ausſtellung Den: Heſſiſchen 
Ludwigsbahn 
4. Geflügel Ausſtellung Neunkirchen ſpvom 12. bis Thiere und Preuß. Staats-] desgl. desgl. 
14. Septbr.] Gegenſtände eiſenbahnen und 
. der Reichs⸗ 
Eiſenbahnen in 
Elſaß⸗ 
Lothringen 
5. Internationale neutrale Stuttgart vom 22. bis desgl. Preuß. Staats- desgl. desgl. 
Hunde -⸗Ausſtellung 25. Auguſt eiſenbahnen und 
TS ae Main⸗Neckar⸗ 
bahn ſowie der 
Reichsbahnen in 
Elſaß⸗ 
= Lothringen 
Danzig, den 25. Auguſt 1896. Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
13) Deichkataſter übrigen deichpflichtigen Grundſtücke der Niederung gel 
der Marienwerder'ſchen Niederung. lenden Grundſätzen ausgearbeitet worden: 
Nachdem die durch den normalmäßigen Ausbau! Es ſind veranlagt: 
und die Verlängerung des Ziegellacker Flügeldeiches in in Klaſſe Ta mit der doppelten Fläche: die Hof— 
vollen Deichſchutz kommenden Grundſtücke der Gemar⸗ und Bauſtellen; 
kungen Ziegellack, Mewiſchfelde, Gr. Weide und Johannis⸗ in Klaſſe Ib mit der vollen einfachen Fläche: die 
dorf dem Deichverbande der Marienwerder'ſchen Niede⸗ Aecker und Wieſen, welche nach den für die Cin 
rung einverleibt ſind, wird für die Vertheilung der, ſchätzung zur Grundſteuer maßgebend geweſenen 
von den neuen Deichgenoſſen aufzubringenden Beiträge Grundſätzen zur J. und 2. Ertragsklaſſe und die 
gemäß § 5 des Nachtrages zu dem Statut für den Gärten, welche zur 1., 2. und 3. Ertragsklaſſe 
Deichverband der Marienwerder'ſchen Niederung vom gehören; 
21. Juni 1893 (A.⸗Bl. 1893 S. 265) die Aufſtellung in Klaſſe II mit ½ der Fläche: die Meder und 
nes Deichkataſters erforderlich. Zu dieſem Zwecke iſt Wieſen der 3. und 4. und die Gärten ber 


ein Deichkataſter-Eutwurf nach folgenden auch für die 4. Grunbſteuerklaſſe; 


Klaſſe III mit 0 der Fläche: die Wecker, Wieſen 
und Gärten der 5. Grundſteuerklaſſe; 

in Klaſſe IV mit 5 der Fläche: die Aecker, Wieſen 
und Gärten der 6. und die Viehweide der 1. 
und 2. Grundſteuerklaſſe; 

Klaſſe Y mit ¼ der Fläche: die Aecker und 
Wieſen der 7. Grundſteuerklaſſe und die Vieh⸗ 
weide der 3., 4. und 5. Grundſteuerklaſſe; 
Klaſſe VI mit ½¼ der Fläche: die Aecker und 
Wieſen der 8. Grundſteuerklaſſe, die Viehweiden 
der 6., 7. und 8. Grundſteuerklaſſe und alle 
Holzungen. 

Der nach vorſtehenden Grundſätzen aufgeſtellte 
Deichkataſter⸗Entwurf iſt zu jedes Betheiligten Einſicht⸗ 
nahme bei dem unterzeichneten Regierungskommiſſar 
im Regierungsgebäude hierſelbſt bis zum 24. Sep⸗ 
tember d. J. öffentlich ausgelegt. 

Zu dem gleichen Zwecke liegen Auszüge aus dem 
Deichkataſter-Entwurfe bei den einzelnen Gemeinde: 
vorſtänden aus. 

Wer ſich durch den Kataſter Entwurf beſchwert 
fühlt, hat ſeine Beſchwerde unter Angabe der Kataſter⸗ 
und Grundbuchnummer ſpäteſtens bis zum 24. nächſten 
Monats bei dem Deichhauptmann Warkentin zu Mareeſe 
oder bei mir anzubringen. 

Später eingehende Beſchwerden 
berückſichtigt werden. 

Die rechtzeitig angebrachten Beſchwerden werden 
von einer Kommiſſion nochmals unterſucht und erforder⸗ 
lichen Falls von dem Herrn Regierungs-Präſidenten 
zu Marienwerder entſchieden. 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die 
Koſten der Unterſuchung den Beſchwerdeführer. 

Gegen die Entſcheidung des Herrn Regierungs— 
Präſidenten iſt binnen vier Wochen nach erfolgter 
Bekanntmachung Rekurs an den Herrn Miniſter für 
Landwirthſchaft, Domänen und Forſten zuläftig. 
Marienwerder, den 21. Auguſt 1896. 
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1) 


= 


können nicht 


Raapke, 
Regierungs Aſſeſſor und Deichregulirungs-Kommiſſarius. 
16) Polizei⸗Verordnung. ç 


Auf Grund der §§ 5 und 6 des Geſetzes über 
die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850, ſowie 
des S 143 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883, verordnet die Polizei⸗ 
Verwaltung unter Zuſtimmung des Magiſtrats für die 
Stadt Hanmterftein, was folgt: 

§ 1. Werkſtätten, in denen Nahrungs- und Genuß: 
mittel zubereitet werden, wie der Bäcker, Fleiſcher 
u. ſ. w., dürfen als Schlafſtätten nicht benutzt werden. 

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizei: 
Verordnung werden mit einer Geldſtrafe bis zu neun 
Mark, eventl. entſprechender Haſt beſtraft. 

§ 3. Vorſtehende Verordnung tritt mit dem 
Tage der Publikation in Kraft. 

Hammerſtein, den 11. Oktober 1895. 

Die Polizei Verwaltung. 
Hempel, 


Polizei⸗Verordnung 
Auf Grund des 8 5 ff. des Geſetzes vom 
11. März 1850 über die Polizeiverwaltung und des 
§ 143 des Geſetzes über die allgemeine Landesver⸗ 
waltung vom 30. Juli 1883 wird nach erfolgter 
Zuſtimmung des Magiſtrats für den hieſigen Gemeinde⸗ 
Bezirk verordnet: 
§ 1. Es iſt verboten, Werkſtätten, Verkaufs- und 
Lagerräume, in welchen Nahrungs- und Genußmittel 
zubereitet bezw. feilgehalten oder aufbewahrt werden, 
als Schlafſtätten zu benutzen. 
§ 2. Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe 
bis 9 Mark, an deren Stelle im Falle Unvermögens 
Haft bis zu 3 Tagen tritt, beſtraft. 
Märk. Friedland, den 10. Auguſt 1896. 
Die Polizei⸗Verwaltung. 
Bekanntmachung. 
Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, 
daß wir in unſerer Sitzung am 3. Dezember 1895 
1) die Abzweigung der von dem Beſitzer Stephan 
Kutz und feiner Ehefrau Auguſte geb. Rehwinkel 
in Buſchwinkel an den Königlichen Preußiſchen 
Forſtfiskus von ihrem Grundſtück Danınig, Grund: 
buch Band V, Blatt 129, abgetretenen Parzelle, 
Artikel 112 der Grundſteuermmtterrolle, Karten: 
blatt 2, Parzelle 383/86 in einer Größe von 
0,0354 Hektar und 0,08 Thaler Reinertrag von 
dem Gemeindebezirk Damnitz und deren Zulegung 
zu den forſtfiskaliſchen Gutsbezirk Lindenberg, 
die Abzweigung der von dem Forſtfiskus an die 
ad 1 bezeichneten Kutz'ſchen Eheleute abgetretene 
Parzelle, Grundbuch Lindenberg Band 11, Blatt 2, 
Grundſteuermutterrolle Artikel 4, Kartenblatt 2, 
Parzelle 389/87 in einer Größe von 0,0576 
Hektar und 0,06 Thaler Reinertrag von dem 
forſtfiskaliſchen Gutsbezirk Lindenberg und deren 
Zulegung zu dem Gemeindebezirk Damnitz, 
die Abzweigung der von dem Beſitzer Johann 
Tünke und deſſen Ehefrau Wilhelmine geb. Bohn 
in Damnitz an den Königlichen Preußiſchen Forſt⸗ 
fiskus abgetretenen Parzelle des Grundſtücks 
Damnitz, Grundbuch Band J, Blatt 21, Grund: 
ſteuermutterrolle Artikel 19, Trennſtück Karten: 
blatt 2, Parzelle 385/86 in einer Größe von 
0,0279 Hektar und 0,07 Thaler Reinertrag, von 
dem Gemeindebezirk Damnitz und Zulegung der 
ſelben zu dem forſtfiskaliſchen Gutsbezirk Lindenberg, 
die Abzweigung der von dem Forſtfiskus an die 
vorſtehend ad 3 bezeichneten Tünke'ſchen Eheleute 
zu Damnitz abgetretenen Parzellen des Grund: 
ſtücks Lindenberg, Grundbuch Band II, Blatt 2, 
Grundſteuermutterrolle Artikel 4, Trennſtücke 
Kartenblatt 2, Parzelle 387/87 und 388/87 in 
einer Größe von zuſammen 0,0375 Hektar und 
0,03 Thaler Reinertrag von dem forſtfiskaliſchen 
Gutsbezirk Lindenberg und Zulegung derſelben 
zu dem Gemeindebezirk Damnitz 
bei dem Einverſtändniſſe aller Vetheiligten gemäß 5 2 


18) 
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3) 
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Nr. 4 ber Lande 3. Juli 1891 


beſchloſſen haben. 

Schlochau, den 18. Auguſt 1896. 
Der Kreis⸗Ausſchuß. 
Bekanntmachung. 


zemeindeordnung vom 


19) 


Durch rechtskräftig gewordenen Beſchluß des Kreis- 


ausſchuſſes vom 21. Juli 1896 ſind die von dem 

Gutsbeſitzer Mayke⸗Gr. Lutau an den Forſtfiskus ver⸗ 

kauften Grundſtücke und zwar: 

1) das Vorwerk Emmyswalde, Grundbuch von 
Emmyswalde Band 1, Blatt 1, Seite 165, 

2) der ſogenannte Oppler'ſche Plan, Grundbuch von 
Jasdrowo Band 1, Blatt 7, Seite 121 und 

3) der Jucharcz⸗See, Grundbuch Illowo Band IV, 

Blatt 92, Seite 265, mit einem Geſammtflächen⸗ 

Inhalt von 440,8171 Hektar von dem Guts⸗ 

bezirk Illowo bezw. Gemeindebezirk Jasdrowo 

abgetrennt und mit dem fiskaliſchen Gutsbezirk 

„Oberförſterei Lutau“ vereinigt. 

Flatow, den 25. Auguſt 1896. 

(L. 8.) 
„Der Kreis⸗Ausſchuß. 
Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 

Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 

Stefan Rinderer, Gipſer, geboren am 15. 
tember 1858 zu Damüls, Bezirk Bregenz, O 
reich, wegen einfachen und ſchweren Diebſtahls im 
Rückfalle (4 Jahre 6 Monate Zuchthaus, laut 
Erkenntniß vom 8. Januar 1892), von der Kgl. 
württembergiſchen Regierung für den Donaukreis 
zu Ulm, vom 24. Juli d. J. 

Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 

Zacharias Teichner, Handelsmann, geboren im 
Jahre 1843 zu Wieprz, Bezirk Wadowice, 
öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen Land: 
ſtreichens, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 

präſidenten zu Poſen, vom 25. Juli d. Ss 

2. Karl Vrabec (Wrahec), Tiſchlergeſelle, geboren 

im Jahre 1852 zu Mzarni, Bezirk Königgrätz, 
Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land- 
ſtreichens, Bettelns und Diebſtahls, vom Königl. 
preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Breslau, 
vom 24. Juli d. J. 

Johann Dittrich, Fabrikarbeiter, geboren am 
24. Juni 1868 zu Deewicz, Bezirk Braunau 
(Bohmen), ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bet⸗ 
telns, vom Königlich preußiſchen Regierungsprä⸗ 
ſidenten zu Breslau, vom 7. Auguſt d. J. 

„Joſefine Maria Anna Holdener, geboren am 
5. Oktober 1859 zu Lauerz, Kanton Schwyz, 
Schweiz, ſchweizeriſche Staatsangehörige, wegen 
gewerbsmäßiger Unzucht, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗ 
präſidenten zu Colmar, vom 3. Auguſt d. J. 
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Karneva, Bezirk Cicchanow, Ruſſiſch-Polen, orts⸗ 
angehörig zu Karniewo, ebendaſelbſt, wegen Yanb- 
ſtreichens und Bettelns, vom Großherzoglich badi— 
ſchen Landeskommiſſär zu Mannheim, vom 31. 
R DIES. 

l. Michael Moucka (Moutſchka), Schuhmacher, geb. 
am 28. September 1877 zu Priethal, Bezirk 
Krumau, Böhmen, ortsangehörig in Chlum, eben: 
daſelbſt, wegen Bettelns, von der Königl. bayeri⸗ 
ſchen Polizeidirektion München, vom 30. Juli d. SE 

Antonin Riha, Hufſchmied, geboren am 3. Mai 

1854 zu Domaſchin, Bezirk Beneſchau, Böhmen, 

ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, 

von der Königlich bayeriſchen Polizeidirektion 

München, vom 24. Juli d. J. 

Anton Sobcezack, Tagelöhner, 24 Jahre alt, 

geboren zu Jarlati, Bezirk Ciechanow, Polen, 

ortsangehörig zu Zenbok, ebendaſelbſt, wegen Mann, 
ſtreichens und Bettelns, vom Großherzoglich badi— 

| ſchen Landeskommiſſär zu Mannheim, vom 31. 

Jiauli d. J. 

21) Perſonal⸗Chronik. 

Der Pfarrverweſer Felix Klafki iſt zum Pfarrer 
der evangeliſchen Kirchengemeinden des Pfarrbezirks 
Latzig, Diözefe Dt. Krone, von dem Patronate berufen 
und von dem Königlichen Konſiſtorium beſtätigt worden. 
Der Kreisſchulinſpektor Schulrath Dr. Kap hahn 
in Graudenz iſt für die Zeit vom 1. bis zum 8. Sen: 
tember d. J. beurlaubt und wird während diefer Zeit 
von dem kommiſſariſchen Kreisſchulinſpektor Komorowsli 
in Leſſen vertreten. 

22) Erledigte Schulſtellen. 

Die Lehrerſtelle an der Schule in Neu Marſau, 

Kreis Schwetz, wird zum 1. Oktober d. J. erledigt. 

1 Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 

ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 

ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 

Herrn Treichel zu Schwetz alsbald zu melden. 

Die Lehrerſtelle an der Volksſchule zu Jehlenz, 
Kreis Tuchel, wird zum 1. November d. J. erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die— 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Dr. Knorr zu Tuchel zu melden. 

Die Befähigung eine Orgel zu bedienen, iſt er— 
Base 
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nzeigen verſchiedenen Juhalts. 

Pferde⸗Verkauf. 

Am Donnerſtag den 24. September d. J., 
Morgens von 9 Uhr ab, werden auf dem Hofe der 
Kavallerie⸗Kaſerne etwa 30 ausrangirte Dienſtpferde 
öffentlich an den Meiſtbietenden gegen Baarzahlung 
verkauft. 

Thorn, dem 27. Auguſt 1896. 


St 


Joſef Miſchkowsky, Ziegler, 30 Jahre alt aus 
(Hierzu eine Extra⸗Beilage und d 


Ulanen⸗Regiment von Schmidt Nr. 4. 
er Oeffentliche Anzeiger Nr. 36.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerei. 
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Extra⸗Veilage 


zum 


Känigl. Preuß. Regierungs- Anksblakt. 


Concession 
zum Geſchäftsbetriebe in den Königl. Preuß Staaten 
für 
„Die Niederlande“, Feuer⸗Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft von 1845 in Zütphen. 


Dem nachfolgenden, von der Königlich Nieder: 
ländiſchen Regierung unter dem 25. November 1895 
beſtätigten neuen Statute der „Die Niederlande“, 
Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft von 1845 
in Zütphen, wird die unter Nr. 1 der Conceſſion 
vom 8. Juli 1892 vorbehaltene Genehmigung hierdurch 
ertheilt. 

Berlin, den 24. Mai 1896. 


Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: gez. Haaſe. 


Statut 


„Die Niederlande“, Feuer: Derfidjerungs: 
Geſellſchaft von 1845 in Zütphen. 


— T 


Art. 1. 

, Die Geſellſchaft hat ihren Sitz in Zütphen und 
führt die Firma: 

Assurantie-Maatschappy tegen Brandschade 

„De Nederlanden“, van 1845; 

in Deutſchland und in den Ländern, in welchen haupt⸗ 
ſächlich deutſch geſprochen wird: 
„Die Niederlande“, FJeuer⸗Verſicherungs⸗ 
l Geſellſchaft von 1845; 
m Frankreich und in den Ländern, in welchen haupt⸗ 
ſächlich franzöſiſch geſprochen wird: 

Compagnie d' Assurances contre P’Incendie 


„Les Pays Bas“, établie en 1845; 


in England und in den Ländern, in welchen haupt⸗ 
ſächlich engliſch geſprochen wird: 
The Netherlands Fire Insurance Company, 
est. 1845; 
und in den Ländern, in welchen hauptſächlich däniſch⸗ 
norwegiſch geſprochen wird: 
Brandforsikrings Selskabet „Nederlandene“, 
af 1845. 


Art. 2. 

Zweck der Geſellſchaft iſt Verſicherung gegen den 
Schaden durch Feuer, Löſchung desſelben, Exploſionen 
oder Einbruch verurſacht. 

Die Summe, über welche hinaus auf einen und 
denſelben Gegenſtand nicht verſichert werden darf, wird 
durch den Direktor im Einverſtändniß mit dem Ver⸗ 
waltungsrathe beſtimmt. 


Art. 3. 

Die Geſellſchaft, am 12. April 1845 errichtet, 
wird bis zum 30. Juni 1925 fortbeſtehen. In der im 
Jahre 1924 ſtattfindenden ordentlichen Generalverſamm⸗ 
lung ſoll durch Stimmenmehrheit entſchieden werden, 
ob die Geſellſchaft, vorbehältlich der Königlichen Ge⸗ 
nehmigung, während eines alsdann näher zu be 
ſtimmenden Zeitraumes fortbeſtehen ſoll. 

Sobald jedoch das Kapital der Geſellſchaft durch 
Verluſte auf vierzig Prozent reduzirt ſein ſollte, wird 
die im Art. 30 genannte Generalverſammlung über die 
Auflöſung entſcheiden. 


Art. 4. 

Das Grundkapital der Geſellſchaft beträgt: 
Zwei Millionen Gulden (Holländisch), 
vertheilt auf zweitauſend Aktien, jede zu tauſend Gulden 
holländiſch, welche alle begeben ſind und auf welche zehn 

Prozent von den Aktionären einbezahlt worden ift. 

Solange der Reſervefonds mehr beträgt als die 
Prämien⸗Einnahme für eigene Rechnung, ſoll der Theil 
des Gewinnes, welcher laut Art. 27 zum Reſervefonds 
gefügt werden ſollte, zur Vergrößerung des einbezahlten 
Kapitals verwendet werden. 

Sobald dieſe Vergrößerung zweiundeinhalb Prozent 
des nominellen Kapitals beträgt, ſoll der Betrag auf 
die Aktien eingetragen werden. 


. 


Art. 5. 


Sollten ſpäter weitere Einzahlungen erforderlich 
werden, ſo ſind die Aktionäre gehalten, dieſelben nach 
Aufforderung des Verwaltungsraths und des Direktors 
zu leiſten, welche in dieſem Falle eine Generalverſamm⸗ 
lung der Aktionäre zu berufen und derſelben die Noth⸗ 
wendigkeit ſolcher Einzahlungen darzulegen haben. 

Die Generalverſammlung beſtimmt den Termin, 
an welchem ſolche Einzahlungen zu leiſten ſind. 


Art. 6. 


Sollte ein Aktionär eine ſchuldige Einzahlung nicht 
rechtzeitig leiſten, ſo wird er nochmals aufgefordert, 
dieſes innerhalb eines Monats zu thun; unterbleibt die 
Zahlung auch dann noch, ſo ſollen ſeine Aktie oder 
Aktien öffentlich verkauft werden und haftet er der 
Geſellſchaft für einen etwaigen daraus entſtehenden 
Verluſt, während ein etwaiger Gewinn der Geſellſchaft 
zufällt. 

In Bezug auf die Vollziehung dieſes Artikels mit 
allen ſeinen Rechtsfolgen wird von den außerhalb der 
Stadt Zütphen wohnhaften Aktionären Domizil ge⸗ 
nommen bei dem jüngſten Prokurator des Arrondiſſements⸗ 
Gerichts in Zütphen oder bei derjenigen Behörde, welche 
dieſes eventuell erſetzt. 


Art. 7. 


Die Aktien, verſehen mit jährlichen Dividenden⸗ 
Scheinen, ſind numerirt, von dem Direktor und zwei 
Mitgliedern des Verwaltungsraths unterzeichnet und 
auf den Namen der Aktionäre ausgeſtellt. 

Die Uebertragung von Aktien geſchieht mittelſt 
einer in die Bücher der Geſellſchaft eingetragenen Er⸗ 
klärung ſeitens des Aktionärs und des Erwerbers, 
welche von oder im Auftrage beider Parteien zu unter⸗ 
zeichnen iſt. Eine Verzeichnung ſolcher Uebertragung, 
vom Direktor oder Subdirektor und einem Verwaltungs⸗ 
raths-Mitgliede unterſchrieben, geſchieht überdies in 
dorso der Aktie. 


Art. 8. 


Alle Effekten und Eigenthumsbeweiſe, überhaupt 
aller Geldeswerth der Geſellſchaft, außer der couranten 
Kaſſe, ſind in einem eiſernen, feuerſicheren, mit zwei 
verſchiedenen Schlöſſern verſehenen Schrank zu bewahren. 
Ein Schlüſſel dazu wird von einem Mitgliede des Ver⸗ 
waltungsraths verwahrt, der andere bleibt im Beſitze 
des Direktors. 


Art. 9. 


Die Geſellſchaft wird von einem Direktor unter 
Aufſicht eines aus wenigſtens fünf und höchſtens neun 
Perſonen beſtehenden Verwaltungsraths geleitet. 


Die Wahl von Mitgliedern des Verwaltungsraths 
geſchieht in einer Generalverſammlung von Aktionären 
durch abſolute Stimmenmehrheit. 


In der im Art. 24 genannten jährlichen General⸗ 
verſammlung treten nach anzufertigendem Verzeichniß 
zwei Mitglieder des Verwaltungsraths aus, welche 
jedoch ſofort wieder erwählt werden können. 

Die Wahl eines Direktors geſchieht durch abſolute 
Stimmenmehrheit in einer ſpeziell dazu convocirten 
Generalverſammlung von Aktionären, nachdem ſeitens 
des Verwaltungsraths eine Empfehlung dazu vorgelegt 
worden iſt. 

Ausgenommen auf eigenes Erſuchen kann der 
Direktor nur kraft eines motivirten, in einer Ver⸗ 
ſammlung von Aktionären genommenen Beſchluſſes 
ſeines Amtes enthoben werden. In dringenden Fällen 
kann der Verwaltungsrath den Direktor ſuſpendiren. 
Innerhalb eines Monats muß alsdann eine Ver⸗ 
ſammlung von Aktionären zur Ordnung der Ver⸗ 
hältniſſe ſtattfinden. 

Der Direktor hat mit Genehmigung des Ver⸗ 
waltungsraths einen Subdirektor zu ernennen, welcher 
ihm in der Geſchäftsführung zur Seite ſteht und ihn 
bei etwaiger Krankheit, Abweſenheit oder anderer Ver⸗ 
hinderung vertritt. Ueberdies ſoll der Direktor mit 
Zuſtimmung des Verwaltungsraths einen General⸗ 
Prokuriſten ernennen können, um ihn und den Sub⸗ 
direktor bei etwaiger Ermangelung zu vertreten. Die 
Vollmacht des General⸗Prokuriſten muß, ſobald der 
Verwaltungsrath ſolches verlangt, ſofort widerrufen 
werden. Der Direktor bleibt der Geſellſchaft gegenüber 
ſowohl für alle Handlungen des Subdirektors als die 
des General-Prokuriſten verantwortlich. 


Art. 10. 


Der Direktor muß Inhaber von fünfundzwanzig 
Aktien, der Subdirektor Inhaber von zehn Aktien ſein, 
und dürfen beide, ſolange ſie in Funktion ſind und 
bis zu dem Augenblick, an welchem fie Döcharge 
erhalten, dieſelben nicht veräußern. 


Art. 11. 


Dem Direktor iſt die Leitung der Geſellſchaft 
übertragen. Er ertheilt den Agenten Vollmacht, ernennt 
und entläßt alle Agenten und die in den Geſchäfts⸗ 
lokalen thätigen Beamten, vertritt die Geſellſchaft überall 
da, wo es nöthig iſt, auch vor Gericht als Kläger 
ſowohl wie als Beklagter, ſchließt Kompromiſſe und 
leitet die Büreau⸗Arbeiten. In den Sitzungen des 
Direktoriums hat er dem Verwaltungsrath über den 
jeweiligen Stand des Geſchäfts Bericht zu erſtatten. 
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Art. 12. 


Der Direktor ſoll die disponiblen Fonds in Be⸗ 
leihungen, Prolongationen ſolcher Beleihungen, Hypo⸗ 
theken oder in ſoliden und couranten Effekten nach 
vorher eingeholter Genehmigung des Verwaltungsraths 
belegen. F 

Spekulationen jedweder Art, auch in Effekten oder 
Waaren, für Rechnung der Geſellſchaft ſind aufs ſtrengſte 
unterſagt. 

Art. 13. 


Falls ſolches im Intereſſe der Geſellſchaft wünſchens⸗ 
werth erachtet wird, können im Einverſtändniſſe mit dem 
Verwaltungsrath Gebäude angekauft oder errichtet werden, 
um darin ihre Geſchäftslokale zu begründen. 


Art. 14. 


Der Direktor erhält ein feſtes Salair, deſſen Höhe 
bei ſeiner Ernennung auf Antrag des Verwaltungs⸗ 
raths durch die Aktionäre in einer Generalverſammlung 
beſtimmt wird. 

Ueberdies bezieht er einen Antheil am Gewinn, 
laut Art. 27. 

Art. 15. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsraths muß In⸗ 
haber von wenigſtens fünf Aktien ſein, welche während 
ſeiner Funktion nicht veräußert werden dürfen. 


Art. 16. 


Der Verwaltungsrath iſt mit der Aufſicht über 
die Handlungen des Direktors beauftragt. Die Mit⸗ 
glieder desſelben haben zu jeder Zeit freien Zutritt zu 
den Geſchäftslokalen der Geſellſchaft und können Einſicht 
in die Bücher, Regiſter und ſonſtigen Dokumente nehmen. 


Art. 17. 


Der Verwaltungsrath und der Direktor haben 
wenigſtens vierteljährlich eine ordentliche Sitzung abzu⸗ 
halten, um die Intereſſen der Geſellſchaft zu berathen, 
und eine außerordentliche Sitzung, ſo oft wichtige 
Angelegenheiten dies erfordern. 


Art. 18. 


Der Verwaltungsrath wählt aus feiner Mitte 
einen Präſidenten, der auch die Generalverſammlungen 
leiten ſoll. 

Die Mitglieder des Verwaltungsraths funktioniren 
ihrem Regulativ gemäß. 


Art. 19. 
Der Verwaltungsrath iſt ferner beauftragt, die 


Art. 20. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsraths erhält jährlich 
eine Remuneration von dreihundert Gulden holländiſch. 
Ueberdies beziehen die Mitglieder einen Antheil am 
Gewinn, laut Art. 27. 


Art. 21. 


In den Generalverſammlungen der Aktionäre ſowohl 
wie in den Direktorial⸗ Sitzungen fungirt der Sub⸗ 
direktor, oder bei Abweſenheit desſelben, ein Mitglied 
des Verwaltungsraths als Protokollführer. 


Art. 22. 


Die Generalverſammlung von Aktionären reprä⸗ 
ſentirt die ganze Geſellſchaft. Dieſelbe entſcheidet mit 
Stimmenmehrheit in allen in dieſem Statut nicht er⸗ 
wähnten Fällen. Anträge, welche eine gleiche Anzahl 
Stimmen für und wider ſich haben, werden als abge⸗ 
lehnt betrachtet. Bei Wahlen findet bei Stimmen⸗ 
gleichheit eine nochmalige Abſtimmung ſtatt, und wenn 
auch dieſe keine Entſcheidung herbeiführt, ſo entſcheidet 
das Loos. 

Zur Theilnahme an der Generalverſammlung werden 
die Aktionäre zeitig durch Cirkuläre eingeladen, in welchem 
Cirkular die zu behandelnden Gegenſtände genannt werden. 
In der Generalverſammlung können keine Gegenſtände 
behandelt werden, wenn dieſelben nicht dem Direktor 
vierzehn Tage vor Abhaltung der Verſammlung ſchriftlich 
unterbreitet und den Aktionären mittelſt des Cirkulars 
bekannt gemacht worden ſind. 


Art, 23. 


Nur die ſeit mindeſtens zwei Monaten in die Bücher 
der Geſellſchaft eingetragenen Aktionäre ſind in der 
Generalverſammlung ſtimmberechtigt oder können ſich 
durch einen ſtimmberechtigten Aktionär, welcher zu dem 
Ende mit einer ſpeziellen Vollmacht zu verſehen iſt, ver⸗ 
treten laſſen, vorbehältlich Berückſichtigung des letzten 
Paragraphen des Art. 54 des Handels⸗Geſetzbuches. 

In ſolchen Verſammlungen repräſentirt jede Aktie 
eine Stimme; jedoch kann Niemand für ſich ſelbſt mehr 
als fünf uud für ſich ſelbſt und Andere zuſammen mehr 
als fünfundzwanzig Stimmen abgeben. 


Art. 24. 


In der jährlichen Generalverſammlung, welche vor 
dem erſten Mai abgehalten wird, ſoll die Bilanz des 
abgelaufenen Rechnungsjahres mit dem Bericht und 
dem Präadvis der im Art. 28 genannten Kommiſſion 
vom Direktor zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Auf Antrag des Direktoriums ſoll alsdann die 


alljährlich vom Direktor vorgelegte Bilanz zu prüfen Dividende für das verfloſſene Rechnungsjahr beſtimmt 
und dieſelbe nach Richtigbefund vorläufig feſtzuſtellen. werden. 


Art. 25. 


Wenn fünfundzwanzig Aktionäre, zuſammen In⸗ 
haber von mindeſtens hundert Aktien, ſolches ſchriftlich 
verlangen und zugleich die zu behandelnden Gegen⸗ 
ftände mittheilen, ift das Direktorium verpflichtet, binnen 
Monatsfriſt eine Generalverſammlung zu berufen. 


Art. 26. 


Von den in einer Generalverſammlung behandelten 
Angelegenheiten wird ein Protokoll angefertigt, welches 
von dem Präſidenten und dem Protokollführer unter⸗ 
zeichnet wird. 


Art. 27. 


Bei der Anfertigung der Gewinn- und Verluſt⸗ 
Rechnung wird von der Prämien⸗Einnahme für eigene 
Rechnung fünfzig Prozent behufs Deckung der laufenden 
Riſikos reſervirt. 

Der Gewinn wird jährlich folgender Weiſe ver⸗ 
theilt: Erſt wird fünf Prozent des einbezahlten Kapitals 
den Aktionären zuerkannt; von dem dann Reſtirenden 
zwölf Prozent dem Direktor, fünf Prozent dem Ver⸗ 
waltungsrath, wenigſtens fünfundzwanzig Prozent dem 
Reſervefonds (vorbehaltlich des im Art. 4 beſtimmten) 
und der Reſt als Extra-Dividende den Aktionären. 


Art. 28. 


Die Bilanz des verfloſſenen Rechnungsjahres, welches 
am letzten Dezember eines jeden Jahres als beendet be⸗ 
trachtet werden ſoll, wird, nachdem dieſelbe vorläufig 
vom Verwaltungsrathe feſtgeſtellt iſt, von dem Direktor 
einer Kommiſſion von drei Aktionären behufs Prüfung, 
Berichterftattung und Ertheilung von Präadvis an die 
Generalverſammlung übergeben. Dieſe Kommiſſion wird 
in der vorhergehenden Generalverſammlung erwählt und 
beſteht aus drei Mitgliedern und drei ſtellvertretenden 
Mitgliedern. Die Bilanz mit Bericht und Präadvis 
der Kommiſſion muß wenigſtens acht Tage vor der 
Generalverſammlung im Geſchäftslokal der Geſellſchaft 
zur Einſichtnahme offen liegen. 

Die Genehmigung der Bilanz durch die General⸗ 
verſammlung gereicht dem Verwaltungsrath und dem 
Direktor zur endgültigen Décharge wegen aller im Laufe 
des Jahres erledigten Geſchäfte. 


Art. 29. 


Innerhalb vierzehn Tage, nachdem in der General- 
verſammlung die Bilanz genehmigt worden iſt, ſoll der 


Direktor den Betrag der Dividende in den bedeutendſten 


öffentlichen Blättern oder durch Cirkuläre bekannt machen 
und ſofort darauf die durch die Aktionäre auszufüllenden 
und auf der Rückſeite zu unterzeichnenden Dividenden⸗ 
ſcheine bezahlbar ſtellen. 

Dividenden, welche ſünf Jahre nach deren oben⸗ 
erwähnten Bekanntmachung nicht erhoben ſind, ver⸗ 
fallen zu Gunſten der Geſellſchaft und werden zum 
Reſervefonds gefügt. 


Art. 30. 


Wenn in dem in dem letzten Abſchnitt des Art. 3 
erwähnten Falle die Auflöſung der Geſellſchaft ge⸗ 
fordert werden ſollte, ſo wird über dieſe Angelegenheit 
in einer Generalverſammlung entſchieden, in welcher 
wenigſtens drei Viertel des Geſellſchafts-Kapitals ver: 
gegenwärtigt ſind. 

Falls in der erſten convocirten Verſammlung der 
genannte Theil des Geſellſchafts⸗Kapitals nicht ver⸗ 
gegenwärtigt oder vertreten ſein ſollte, ſo wird mit 
Stimmenmehrheit der Anweſenden der Tag für eine 
neue Verſammlung beſtimmt und durch den Direktor 
zur Kenntniß der Abweſenden gebracht und ſoll ſodann 
in dieſer Verſammlung, auch wenn dieſelbe nicht vol- 
zählig ſein ſollte, ein endgültiger Beſchluß gefaßt 
werden. 

Wird die Auflöſung beſchloſſen, ſo ſoll der Direktor 
dieſen Beſchluß ſofort allen Agenten und Bevollmächtigten 
der Geſellſchaft mittheilen, die ertheilten Vollmächte ein⸗ 
ziehen und keine neuen Verſicherungs-Verträge mehr 
abſchließen. 


Art. 31. 


Wenn eine Aenderung dieſes Statuts nöthig erachtet 
werden ſollte, ſo wird dieſe Angelegenheit in einer Ver⸗ 
ſammlung behandelt, in welcher wenigſtens zwei Drittel 
des Geſellſchafts-Kapitals vergegenwärtigt oder ver: 
treten ſind, oder, wenn die dazu erforderliche Anzahl 
von Aktionären nicht erſchienen oder vertreten iſt, in 
einer ſpäteren Verſammlung, welche in derſelben Weiſe 
convocirt worden iſt und dieſelbe Beſchlußfähigkeit haben 
ſoll, wie im zweiten Abſchnitt des Art. 30 beſtimmt 
worden iſt. 

Die vorgeſchlagenen Abänderungen werden den 
Aktionären in dem Einladungsſchreiben bekannt gemacht; 
zwei Drittel der abgegebenen Stimmen find zur Ans 
nahme derſelben erforderlich. 

Die beſchloſſenen Abänderungen treten an dem 
Tage in Kraft, an welchem denſelben die Königliche 
Genehmigung ertheilt worden iſt. 
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